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Jn Locarno iſt endlich der Friede geſchloſſen worden,

Den die Welt ſeit elf Jahren ſo heiß erſehnt hat. Der
eigentliche Friedensvertrag nach dem entſetzlichſten aller
Kriege wird in der Geſchichte nicht nach dem hiſtoriſchen
nd prunkhaften Verſailles, ſondern nach dem ſonnigen,
öſtlichen Schweizer Städtchen ſeinen Namen führen. Viel-
leicht hat die Stockholmer Weltkirchenkonferenz die Akt
moſphäre des Vertrauens Und der Verſtändigung mitge
ſchaffen, die in Locarno geherrſcht und alle Hinderniſſe
beſiegt hat. „Von dieſer Konferenz wird für Europa ein
Frieden ausgehen, der nicht ein auferlegter Frieden, ſon
dern ein von allen als ein gemeinſames Werk empfunde
ner Frieden iſt“, ſo prophezeite

Chamberlain beim Journaliſtenbankett
kurz vor Abſchluß der KonferenzDer Vertrag von Locarno iſt nun aber nur er Rah
men, in dem der neue europäiſche Geiſt wirken ſoll. Die
noch beſtehenden Schwierigkeiten müſſen beigelegt werden
meinte Briand in der Schlußſitzung. „Jch bin gewiß,
daß Frankreich die ganze Tragweite dieſes Paktes erfaßt,

und daß es alles kun wird, was in ſeiner Macht ſteht, da
mit daraus zwiſchen uns ein Gefühl der Befrie
dung und der Entſpann ung hervorgeht.“ Wir ſind
dem franzöſiſchen Außenminiſter dankbar für den Verzicht
auf die franzöſiſche Garantierung der Oſtverkräge und er
kennen dies als Beweis wirklichen Verſtändigungswillens
an. Dieſe Geſinnung gibt uns die Gewißheit, daß die noch
eſtehenden ernſten Fragen, betreffend vor allem

die Räumung Kölns
und die Erleichterungen in der übrigen Rheinlandbeſat
Zung, vor der Anterzeichnung der Verträge in für Deutſch
land günſtigem Sinne ſich löſen werden.

Ein italieniſches Blatt meint, in Locarno werde eine
neue Völkergeſchichte beginnen. Das Fundament dieſes
Gebäudes iſt jedoch nicht erſt in Locarno gelegt worden,
an den Grundmauern haben ſeit 6 Jahren republikaniſche
Männer gearbeitet; ich nenne nur den Einen, Anvergeß-
en und Unerſetzlichen

Walther Rathengau!e hat ſein Leben für das Werk geopfert, an deſſen Fork

ſetzung heute dieſelbe Partei, wenn auch widerwillig, mit
arbeitet, deren ſkrupelloſer Hetze Rathenau damals erlag.
Jetzt ſchüren die Völkiſchen in gleicher Weiſe gegen den
heutigen deutſchen Reichsaußenminiſter; ſo ſchreibt der
liche Beobachter“: „Ein Menſch, der an Streſemanns
Stelle für Frankreich was ähnliches unterſchrieben hätte,
wäre nach ſeiner Rückkunft nach Paris wie ein Hund
er ſchlagen worden.Die Gerechtigkeit gebietet daß wir heute auch des
Führers der deutſchen Delegation in Verſailles dankbar
sedenken, der uns dort ſo überaus würdig vertreten hat:

des Grafen BrockdorffRantzau,es „Dokumente“ übrigens gerade in dieſem Augenblicke

in dritter Auflage erſchienen ſind. Damals hatte er und
hatte die Demokratiſche Partei ohne viele große Worte die

Grenze bezeichnet, über die hinauszugehen ſie ſich weiger
ten da ſie überſchritten wurde, zogen ſie die Folgerungen
Und kraten aus de r Regierung aus. Die D. N.
V. aber hat in unzähligen hochtrabenden Reden und Reſos

lütionen für Locarno Bedingungen geſtellt, die unſere De
legierten unmöglich durchſetzen konnten allein, man wird
vergebens darauf warten, daß dieſe „nationale“ Partei

nunmehr auch die einzig denkbare Konſequenz zieht und
Aus der Regierung austritt. Vor einer Woche noch hat

Graf Weſtarpne Getreuen die Liſte ſeiner Forderungen vorgetragen

allgemeine Abrüſtung, ſofortige Freigabe des ganzen
Rheinlandes und des Saargebietes, nochmalige und dies

mal erfolgreiche Zurückweiſung der Verſailler Kriegs
ſchuldtheſe und noch einiges dazu

„Jede einzelne dieſer Fragen muß voll
erfüllt ſein, wenn das Vertragswerk zuſtande kom-
men ſoll. Die „Kreuz- Zeitung erklärte nocheben, wenn ſich bei Prüfung des ertragen die von

ihnen gezogene Grenze als überſchritten herausſtelle, gebe
es nur zweierle i „entweder müſſen die Deutſchnatio
nalen die Ablehnung des paraphierten Vertrages im Ka-
binett durchſetzen, oder ſie müſſen ihrerſeits die Verant
ſwortung ablehnen und

aus der Regierung ausſcheiden“.Dieſe Altkernative erſcheint auch uns als ſelbſtverſtändlich,

wenigſtens für jede Partei, die noch einen Funken von
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Aus der Landtkaägsrede des Miniſters Sepering über Polizeifragen.

Am vorigen Sonnabend hielt der preußiſche Jnnen
miniſter Se vering im Landtag über verſchiedene Fra
gen der Polizei eine Rede, aus der der Amtliche Preußi
ſche Preſſedienſt das Folgende wiedergibt:

Jn der Debatte iſt davon die Rede geweſen, daß
der Stockerlaß

die verſchiedenartigſten Wirkungen in der Provinz gehabt
habe. Dazu möchte ich folgendes ſagen Dieſen Erlaß ha
ben beſonders die Landjäger begrüßt, nicht allein des
halb, weil die Gefahr geringer geworden iſt, daß bei einem
Zuſammenſtoß der Rechts und Linksverbände Mißhand-
lungen vorkommen könnten, ſondern auch weil die Beam
ten jetzt mit größerer Ausſicht auf Erfolg in der Lage
ſind, gegen die Wehrverbände vorzugehen, wenn dieſe An
ſtalten machen, gegeneinander zu marſchteren. Wenn 300
oder 400 junge Leute mit Stöcken bewaffnet oder vielleicht
auch nur 10 oder 12 Renitente gegen einen Landjäger
vorgehen, iſt dieſer nicht in der Lage, mit Erfolg ſeine
amtlichen Funktionen wahrzunehmen. Dadurch, daß die
Leute jetzt entwäffnet ſind wenn ſo ſagen darf iſt
es viel leichter, der Autorität des Landjägers auch Maſ
ſen von 200 bis 300 gegenüber Geltung zu verſchaffen. Jch
denke deshalb nicht daran, den Stoderlaß aufzuheben.
Wenn vielleicht „Stock“ noch durch „Gummiknüppel“ und
„Schlagring“ ergänzt werden muß, bin ich gern bereit, den
Erlaß daraufhin noch einmal nachzuprüfen.

Bei dieſer Gelegenheit darf ich vielleicht auch
Wort zu der

ein

Polizeiſtunde
ſagen. Jn den nächſten Tagen werden in Berlin Erleichte
rungen bei der Tanzerlaubnis durchgeführt. Jch will
gern den Wünſchen der Saalbeſitzer entgegenkommen und
auch die im Jahre 1923 geſchaffene Abgabe für Volksſpei-
ſungen, die heute drückend empfunden wird, zur Aufhebung
bringen. Aber wenn wir die wirtſchaftlichen Verhältniſſe
im Weſten und Oſten, aber auch in der Zentrale Preußens
berückſichtigen, dann, glaube ich, wird es keinen Jnnen
miniſter geben, der heute einer Verlängerung der Poli
zeiſtunde das Wort reden kann jedenfalls könnte ich
heute einer Verlängerung nicht zuſtimmen. Gegenüber

dem Berlin inſolge ſeiner Einwohnerzahl

a eneraneChre beſgt Die Deuthhugeles werden ſowohl im
Reichskabinett, wie im Auswärtigen Ausſchuß, wie ſchließ
lich guch im Reichstage umfallen und dem Vertrage zuſtim-
men Schon ſchwenken ihre Zeitungen um: „Alles in allem
wir ſtehen am Anfang einer neuen Entwicklung“, heißt es
plötzlich

Herr Traub
bezeichnete es zwar ſoeben als un ertr lich daß eine

Regierung, in der auch die Deutſchnationalen ſäßen, ſolche
Schmach auf ſich nehmen wolle. Die Deutſchnationalen
würden die nötigen Folgerungen daraus ziehen!
(Uebrigens wandte ſich der Herr Pfarrer bei dieſer Ge
legenheit auch gegen den Pazifismus, welches Wort
er haſſel) Der deutſchnationale Landesverband Ha m-
burg ſetzt „dem Werk von Locarno ein entſchiedenes
Nein entgegen Und ſo wird es noch manchen Theater
donner geben. Die „Kreuz- Zeitung beginnt jetzt wieder
das bekannte Schaukelmanbver: „Aber noch iſt ja das letzte
Wort nicht geſprochen!“ Die Herrſchaften müſſen ſich indeſ
ſen darüber klar ſein, daß es bei dem Vertrag nur zweier
lei gibt

Annehmen oder ablehnen.

Aenderungen ſind e der Vertrag ſteht unter
der Deviſe: „Ne varietur

Dieſes Wort gilt auch einer anderen Domäne in
Preußen. Die Deutſchnationalen haben anſcheinend
n die Hoffnung aufgegeben, die ganze preußiſche
Regierung zu ſtürzen. Nun haben ſie wieder einmal ein

Mißtrauensvotum gegen Severing
eingebracht, und in treuer Gefolgſchaft die D. V. und die
Völkiſchen desgleichen. Wenn ſie nur den ve t haßten Jn
nenminiſter ſtürzen könnten, dann würden ſie das übrige

Jm Augenblick, da dieſe
Zeilen diktiert werden, findet im preußiſchen Landtage
die Abſtimmung über die Mißtrauensvoten ſtatt. Es iſt
ſicher anzunehmen, daß ſie abgelehnt werden. Denn, wie

und ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen Bedeutung eine
Ausnahmeſtellung rechtfertige, mache ich darauf aufmerk
ſam, daß in den Provinzen mit Argusaugen darauf ge
ſehen wird, was auf dieſem Gebiete in Berlin geſchieht
Wenn wir in Berlin eine Lockerung eintreten laſſen, dann
werden Berufungen der größeren Provinzſtädte ſolgen,
und dann würde ſich das Schauſpiel ergeben, daß in einem
Winter unſeres Mißvergnügens, der Kontraſt beſtünde,
daß einige wenige bis in die ſpäten Nachtſtunden hinein
ſich amüſterten, während der größte Teil der Bevölkerung
die Sorge hat, wie er ſich und die Seinen durchbringt.

Wenn hier von Erſparniſſen im Polizeietat geſprochen
worden iſt, ſo darf ich dazu ſagen: Die Sparſamkeit in
allen Ehren! Auch ich bin bemüht zu ſparen. Solange
wir aber die wirtſchaftliche und politiſche Konſolidierung
Preußens und Deutſchlands noch nicht erreicht haben, ſo
lange noch von links und rechts Organiſationen nicht nur
die Sicherheit, c auch die Subſtanz des Staates an
zutaſten ſuchen, ſolange wäre

Sparſamkeit bei der Polizei
die allerungeeignetſte und allerunzweckmäßigſte Sparſam-
keit. Aber darin ſtimme ich durchaus zu: Auf die Dauer
kann Preußen ſich den Luxus es iſt ein ſehr aufgezwun
gener Luxus einer ſo ſtarken Polizei nicht geſtatten,
und ich bin deswegen, ſoweit es die wirtſchaftlichen und
politiſchen Verhältniſſe zulaſſen, gern bereit, mit den Her
ren im Landtag, insbeſondere mit dem Herrn Finanz-
miniſter, zu überlegen, wie allmählich eine Reduzierung

eintreten kann. S i ſonders wirim Jnnenminiſterium der Auffaſſung ſind, daß wir in
Anbetracht der wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe
mit einer Reduzierung der Polizeimannſchaften nur Feh
ler begehen würden, ſolange wird es bei dem heutigen
Polizeibeſtande und bei der heutigen Polizeiorganiſation
bleiben.

Auf eine Bemerkung des Abg. Metzenthien erklärte
der Miniſter, daß der ganze Streit über die Flaggen-
frage die Gemüter nicht ſo erregen würde, wenn die
ſchwarzrotgoldene Fahne von den Rechtsorganiſationen
mehr geachtet würde Und es nicht zur Gewohnheit gewor

Jden wäre, in n
derde e im e SortenPiek-Bube, hat verſagt: die Kommuniſten haben den
Deutſchnationalen die Gefolgſchaft gekündigt und wollen
nicht für die Anträge ſtimmen. Niemand wird bei dieſer
Nachricht erleichterter aufgeagtmet haben, als die Deutſch
nationglen, die nichts ſo ſehr fürchten, wie Wahlen And
eines dürfte ihnen klar ſein ein angenommenes Miß
trauenspotum gegen Severing wäre gleichbedeutend mit

Landtagsauflöſung und Neuwahlen!
Die preußiſche Regierung denkt gar nicht daran, ſich

dieſen hervorragenden Mann aus ihrem Kreiſe heraus-
brechen zu laſſen. Auch hier gibt es nur ein „Entweder

Oder keine einzelnen Aenderungen. Auch hier gilt

der Satz Ne varietur! J. M.
Bekenntnisſchule und Lehrer.

Die nachfolgenden Darlegungen ſind dem
Aufſatz „Religion und Bekenntnisſchule“
entnommen, den Gertrud Bäumer in der
„Hilfe“ veröffentlicht.

Die Anhänger der konfeſſionellen Schule wiſſen ganz
genau, daß eine Lehrerſchaft, die der konfeſſtonellen Schule
als der Normalſchule Leben geben konnte, einfach nicht
exiſttert. Ein wie großer Prozentſatz der Lehrerſchaft ſteht
auf dem Boden der Konfeſſtonsſchule, die den geſamten
Unterricht im Geiſt des Bekenntniſſes erteilte Auch dieſe
Lehrerſchaft iſt durch konfeſſtonelle Seminare gegangen.
Aber es iſt eben „ein frei Werk um den Glauben, dazu
man niemand kann zwingen Auch die religiöſe Haltung
der Lehrerſchaft wäre eine andere, wenn ihre religiöſe
Bildung ſtärker im Zeichen der inneren Freiheit ſich voll
zogen hätte. Die Partei der Konfeſſionsſchule wendet

das religibs geradezu tödliche und durch und durch unwahr
haftige Mittel an, den Lehrer, der nicht imſtande iſt,

e



der Bildungsidee der Konfeſſionsſchule zu dienen mit
Brotloſigkeit zu bedrohen, indem ſie einerſeits die kon
feſſionelle Schule zur Regel machen will andererſeits an
ihr keinen Lehrer dulden will, der nicht ſeine ganze Ex
ziehungsarbeit bekenntnismäßig einſtellt. Friß, Vogel,
der ſtirb! Wenn ihm die Entlaſſung droht, wird er ſchon
Hereit ſein, Religionsſtunden zu geben, die religiöſen Ge
Hräuche in der Schule zu pflegen und die geſamte Er
giehung im Geiſt des Bekenntniſſes zu führen. Welche
Blaſphemie. Wem es mit der Religion wahr iſt, der müßte
alles tun, um zu vermeitden, daß aus äußeren Grün
den, unter dem Zwang, ſonſt kein Betätigungsfeld zu
finden, ein innerlich Anberufener Religionsuünterricht er
eilt Wieviel Abſtumpfung des religiösſen Lebens im
Kinde iſt durch den Religionsunterricht der Jrreligiöſen
verurſacht (Die darum gut und gern äußerlich dem Be
kenntnis angehören mögen es gehen viele irreligiöſe Leute
aus Konvention oder anderen weltlichen Gründen zur
Kirche und ſehr viel Religibſe nicht. Vom religiöſen
Standpunkt aus ſollte män doch ſagen ich will nur ſo
viel konfeſſionelle Schulen, als ich aufrichtig „konfeſſtonelle“
Lehrer habe die unerläßliche Vorausſetzung dazu

Aber der Wille der Erziehungsberechtigten Jſt
dieſer Wille ein ehrlich religiöſer und nicht ein konfeſſtons
politiſcher, ſo kann auch er nicht wollen, daß die Kinder
auf der Weide des Chriſtentums von Mieklingen geführt
werden, die nicht ausſchließlich aus innerſter pädagogiſcher
und religiöſer Ueberzeugung da arbeiten. So wüßte
er, daß aus einer äußerlich motivierten religiöſen Er
ziehungsarbeit kein religiöſes Leben kommen kann „Jrret
euch nicht, Gott läßt ſich nicht ſpotten!“ Religiöſen Eltern
kann doch nicht daran gelegen ſein, daß ihre Kinder eine
Konfeſſionsſchule beſuchen, ſondern daß ihnen die reli
giöſen Güter durch dafür geeignete Perſönlichkeiten leben
dig übermittelt werden. Jſt es nicht über allen Zweifel
erhaben, daß dieſe Aebermittlung beſſer gewährleiſtet iſt,
wenn ſtatt des dafür ungeeigneten Lehrers, der die Er
teilung des Religionsunterrichts ehrlicherweiſe ablehnt,
etwa der Pfarrer eintritt, der ſich die Verkündung ſeines
Bekenntniſſes als Lebensberuf gewählt hat? Es iſt ganz
ſelbſtverſtändlich, daß der Beruf des Lehrers von der
großen Mehrzahl nicht aus einem beſonders innigen Ver
Hälknis zur Religion, ſondern aus mannigfaltiger anderer
innerer Berufung gewählt wird. Es muß, ſobald man die
Aufgabe des Religionsunterrichts tiefer ſaßt, als ein An
glück angeſehen werden, daß an der Volksſchule jeder Leh
Ter, ob religiöſer Menſch oder nicht, ob bekenntnisgläubig
oder nicht, bekenntnismäßigen Religionsunterricht erteilen
muß (wovon die Verfaſſung ihn und die Schule theoretiſch
Befreit, aber wozu das Reichsſchulgeſetz ihn prattiſch
zwingt).

Wenn die für die Bekenntnisſchule geeignete Lehrer
ſchaft nicht da iſt, ſo muß ſie eben erzogen werden, ſagen
die Anhänger der Konfeſſionsſchule und kämpfen für das
konfeſſionelle Lehrerſeminar. Aber aus ihnen iſt ja die
Lehrerſchaft hervorgegangen, die heute die konſeſſionelle
Schule als normalen Typus der Volksſchule bekämpft. So
muß man eben die Seininare noch konfeſſioneller machen
Glaubt man wirklich an dieſe Möglichkeit, den jungen Men
ſchen in eine weltanſchauliche Schablone zu preſſen Glaubt
man insbeſondere, auf proteſtantiſchem Boden trotz
Luther! daran? Man glaubt im Grunde nicht daran,
man kann garnicht daran glauben, wenn man die tatſäch
liche Entwicklung der letzten Jahrzehnte anſteht. Aber man
nimmt eben die Schale ſtatt des Kerns, den politiſchen
Schein der Macht ſtatt der religiöſen Wirklichkeit

Lehrerbildung in Preußen.
Die Generalverſammlung des Bundes en t ſch i e
dener Schulreformer, Bezirksverband Großberlin,
erklärt:

Die beabſichtigte Neuordnung der Lehrerbil-
dung in Preußen ſteht in ihrem geſamten Anter
und Oberbau in ſcharfem Gegenſatz zu Artikel 143 der
Reichsverfaſſung, welcher beſtimmt, daß die Lehrerbildung
nach den Grundſätzen zu regeln ſei, die für die höhere
Bildung allgemein gelten. Sie ſtellt einen Verſuch des
preußiſchen Staats miniſteriums dar, die Reichsverfaſſung
in dieſem für die geſamte Volkskultur entſcheidenden
Punkte zu umgehen. Die für die Lehrerbildung offenſicht
lich zurechtgemachte, mit den beſtehenden Vollanſtalten gar
nicht konkurrenzfähige ſechsklaſſige Aufbauſchule liegt wie
Zerum völlig abſeits von der allgemeinen Grundlage je
der höheren Bildung. Die vorgeſehenen Pädagogiſchen
Akademien haben überhaupt keine Aehnlichkeit mit irgend
welchen hochſchulmäßigen Einrichtungen und ſind im Ver
ein mit den ſechsklaſſigen Aufbauſchülen nur geeignet, die

Lehrerbildung im großen und ganzen auf dem niedrigen
Stande der abſterbenden und allgemein als unzulänglich

es iſt ein offenſichtlicher Widerſpruch in ſich ſelbſt, daß
die Akademielehrer, für die eine praktiſche Arbeit in der
Volksſchule vor ihrer Akademietätigkeit nicht vorgeſehen
iſt, die „Akademiebeſucher in die Praxis der Volksſchule
einführen ſollen.

Der Bund entſchiedener Schulrefor er erhebt ſchar
fen Proteſt gegen eine Lehrerbildungsreform aus dem
Geiſt und Willen der Denkſchrift und fordert alle betei
ligten Volkskreiſe, alle wahren Bildungsfreünde und das
Parlament zu gemeinſamer Abwehr dieſer verfaſſungs
widrigen Neuordnung auf. Er fordert eine Lehrerbildung,
die getragen iſt von den verfaſſungsmäßigen Grundlagen,
von dem Einheitswillen des Volkes, von dem Sinn und
Weſen der geſetzlich begründeten Einheitsſchule, von dem
Gedanken der Einheit der Geſamtlehrerſchaft und von
dem Bildungsweſen aus dem Geiſt der Humanität.

Her Ablauf des deutſch-ſpaniſch.
Handelsverrrages

iſt an dieſem Freitag erfolgt, ein neuer Vertrag iſt trotz
der wochen langen Verhandlungen nicht abgeſchloſſen wor
den, ja, es iſt nicht einmal zu einem Proviſorium gekom
men und ſo treten automatiſch auf beiden Seiten die Zölle
des autonomen Tarifs in Kraft. Die Zeche muß die deut
ſche Jnduſtrie bezahlen, der durch dieſen vertragsloſen Zu
ſtand eines ihrer Hauptexrportländer verſchloſſen wird. Hier
zeigt ſich ſo recht deutlich in welche verderblichen Bahnen
eine Wirtſchaftspolitik geriſſen wird, die ſich in die Ge
folgſchaft eingelner Jntereſſentenkreiſe begibt, anſtatt das
allgemeine Wohl im Auge zu behalten und bei dem Her
vortreten von Jntereſſengegenſätzen ausgleichend zu wir
ken. Zu der ſoforkigen Kündigung des eben erſt abgeſchloſ
ſenen ſpaniſchen Handelsvertrages iſt die Regierung durch
die Agrarier der Deutſchnationalen und des Zentrums ver
anlaßt worden, dieſe Agrarier aber wollten von dem Ver
krag nichts wiſſen, weil ſie den Winzern gegenüber Ver
pflichtungen eingegangen waren. Nun ſind wir die Letz
ken, die einen wirklichen Notſtand der Winzer leugnen
wollten Dieſer Notſtand rührt aber keineswegs allein von
der Konkurrenz des ſpaniſchen Weines her ſeine Haupt
urſachen liegen vielmehr in der innerdeutſchen wirtſchaft
lichen Geſetzgebung, nicht zumindeſten aber in der Steuer
geſetzgebung. Wenn man den Winzern dauernd helfen
will ſo muß abgeſehen von einer liberalen Kredit
gewährung in dem eben gerügten Punkte der Hebel an
geſetzt werden. Der deutſcheſpaniſche Handelsvertrag aber
iſt für die deutſche Exportinduſtrie eine unbedingte Not
wendigkeit. Als die Regierung, dem Drängen der Land
bündler nachgebend, den neuen Vertrag alsbald kündigte,
hoffte ſie, unſchwer von den ſpaniſchen Unterhändlern be
ſere Bedingungen herausſchlagen zu können. Dieſe Hoff
nung iſt böſe enttäuſcht worden. Spanien iſt offenbar ent
ſchloſſen, den Deutſchen zu zeigen, daß es ihre Jnduſtrie
einfuhr nicht unbedingt nötig hat und ſich nicht um jeden
Preis zu verſchaffen braucht. Ebenſo wie während des
Weltkrieges wird man, wenn es ſein muß, guch ohne die
deutſchen Jnduſtrieprodukte auskommen- Daß die Dinge
ſich ſo entwickelt haben, iſt für die Jnduſtriellen, die eben
erſt mit Mühe und Fleiß die zerriſſenen Fäden mit den
ſpaniſchen Abnehmern wieder angeknüpft hatten, ein
ſchwerer Schlag. And nicht nur für die Induſtriellen die
Exiſtenz zahlreicher Arbeiter ünd Angeſtellten ſteht gleich
falls auf dem Spiele. An der Spitze des Reichswirtſchafts
miniſteriums ſteht ein deutſchnationgler Herr. Er hat
mit der Niederlage in Madrid einen glänzenden Anbe
fähigungsnachweis geliefert.

Die Hintermänner
der Hakenkreuzler-Banden.
Das Urteil gegen die Reichsbannerleute in Greves

mühlen, durch das eine Anzahl Angegriffener zu hohen
Gefängnisſtrafen verurteilt werden, während die völkiſchen
Angreifer frei ausgehen, hat mit Recht lebhafteſte Ent
rüſtung erregt. Es iſt aber angebracht, auch derjenigen zu

gedenken, durch die dieſe HakenkreuzlerBanden erſt ge
ſchaffen worden ſind. Das ſind die Großagrarier. Denn
es iſt kein Zufall, daß die gefährlichen Ausſchreitungen
der Nationaliſten, daß insbeſondere auch die Fememerde
in Oſtelbien, namentlich aber in Mecklenburg, zu Hauſe
ſind. Die letzte Arſache hierfür iſt in den wirtſchaftlichen
Verhältniſſen der Großgrundbeſitzer Gebiete zu ſuchen. We
gen der Entvölkerung des flachen Landes einer Folge
des rückſtändigen Regimes der Latiſfundienbeſitzer war
das Großagrariertum veranlaßt worden, Zehntauſende
polniſcher Arbeiter ins Land zu ſchaffen, die in den Augen
der Herren die Rolle der Leibeigenen ſpielen Um aber
der Anzufriedenheit dieſes Landvolkes Herr zu werden,
brauchte man eine zuverläſſige Kohorte, und dieſe fand

erkannten Seminarbildung feſtzuhalten- Die „Neuord
nung ſtellt ſich völlig abſeits von den epochalen Kräften

und Jdeen der Gegenwart mit ihrem ſtarken Gemein-
ſchaftswillen, indem ſie durch Konfeſſionaliſterung und
Bürokratiſterung der Lehrerbildung eine in dem Amfange
bis dahin nicht dageweſene Zerklüftung der Geſamtlehrer
ſchaft und damit der geſamten Volkskultur bewirkt. Jhre
rückwärts gewandte Untertanenverſtandspolitik ſteht, in
dem ſie das Bedürfnis der Volksſchule zur Abgrenzung
des geiſtigen Horizonts ihrer Lehrer beſtimmend ſein
läßt, an dem Humanitätsgedanken des modernen Bil
dungswillens gänzlich vorbei, und ihre geſamte kultur

politiſche Auffaſſung ſteht bei der Beantwortung dieſer
Bildungsbedürfnisfrage noch dazu ganz verſtändnislos

den Notwendigkeiten gegenüber, die ſich für die Volksſchule
aus der veränderten ſtaatlichen Struktur, aus den wirt
ſchaftlichen Anforderungen, aus der tiefen Notlage un
ſeres Volkes, aus einer neu geſtellten Bildungsaufgabe
im Sinne wahrer Menſchenbildung ergeben. Es trifft ganz
einfach nicht zu, daß in den gegenwärtigen Zeitläuften den
Bedürfniſſen der Volksſchule mit einer verſtümmelten Pri

man in den abenteuerlichen nationaliſtiſchen Banden die
man ſyſtematiſch auf die Güter verteilte, unterhielt Und
mit allen Mitteln förderte und deckte. Auch ihre militäri
ſchen Führer wurden natürlich herangezogen, und ſo ſpann
ſich über das ganze Land ein Netz von illegalen militäri
ſchen Stationen. Während der Jnflationszeit, ſolange
die Großland wirtſchaft im Gelde ſchwamm und keine Steſt
ern zahlte, ging es ſehr gut. Als aber die Stabiliſierung
der Mark kam, mußte auch der Großgrundbeſitzer wieder
rechnen. Man war froh und wäre auch jetzt noch froh,
dieſe Banden mitſamt ihren Führern wieder loszuwerden,
zumal da ſie ſich durchweg als für die Arbeit gänzlich un
geeignet erwieſen haben und teilweiſe zu einer wahren
Landplage geworden ſind. Allein dieſe Organiſationen
laſſen ſich nicht ſo leicht abſchütteln und die Landjunker
werden nicht immer die Geiſter los, die ſie riefen Bezeich
nend iſt es, daß in allen Femeprozeſſen von Mecklenburg
und Amgegend regelmäßig einige Gutsbeſitzer verwickelt
ſind. Daß mit dem Reſt der Banden nicht viel raſcher auf
geräumt wird, iſt auf die unverkennbare Sympathie man-
cher Behörden mit dieſen nationalen Leuten »urückzu

haften Optanten,

Eine neue Optantenwelle
Die polniſche Regierung hält an ihrem urſprünglichen

Plane der Ausweiſung deutſcher Hptanten mit Halsſtar
rigkeit feſt und ſs werden wir damit zu rechnen haben, daß
in wenigen Wochen das Jlüchtlingslager in Schneidemühl
bon neuem vbeſeßt ſein wird Nachdem von der erſten Aus
weiſung im Spätſommer d. Js. die in den Städten wohn

die Handwerker, Vertreter der freien
Beruſe und dergleichen, daneben aber auch die Landarbei
ker betroffen worden waren, kommt jetzt die erſte Reihe
der deutſchen Grundbeſitzer heran, und zwar die Land
wirle, die in den Grenzgebieten und den Feſtungsrayons
angeſiedelt ſind, im nächſten Jahre ſoll dann der Reſt der
ländlichen Grundbeſttzer heimatlos gemacht werden. Zur
Verteidigung der Maßregelung der deutſchen Optanten
beruft ſich Polen auf ſein förmliches Recht als ob es
zur Ausübung dieſes Rechtes irgendwie gezwungen wäre!
Das iſt natürlich nicht der Fall, das einer Kulturnation
Un würdige Verſahren läßt ſich mit keiner politiſchen oder
wirtſchaftlichen oder kulturellen Not wendigkeit entſchuldi
gen. Vielfach gehen die politiſchen Behörden ſogar noch
über das formelle Recht hinaus ſo unterſagen ſie an man
chen Orken den auszuweiſenden Deutſchen die Verpachtung
ihrer Grundſtücke, um ſie zum Verkauf zu zwingen, eine
ganz beſondere Anmenſchlichkeit, da die vor der Abreiſe
ſtehenden Deutſchen alsdann um jeden Preis verkaufen
müſſen und den Kaufpreis in miſerablem polniſchen Gelde,
in Zlotys, erhalten, alſo den größten Teil ihres Vermö
gens verlieren Daß es in Schneidemühl bei der vorläu
figen Unterbringung der Ausgewieſenen zu den gleichen
Anzuträglichkeiten kommen wird wie das erſte Mal, iſt
wohl kaum zu erwarten das dortige Lager iſt jetzt auf
2300 Flüchtlinge eingerichtet, während von der nellen
Ausweiſung vorausſichtlich 2000 Köpfe werden betroffen

werden.

Auf dem Kongreß der franz
radikalen Partei

in Nizza iſt es ſchon in den erſten Tagen z lebhaften Zu
ſammenſtößen gekommen, ſo daß man ſogar bereits mit
einer Spaltung der Partei rechnet, bei der ſich der rechte
Flügel abſpliktern würde, während das Oros bei Herriot
bliebe. Es handelt ſich bei dieſen Kämpfen hauptſächlich
un die Stellung zu den Sozialiſten, die die bisherige Re
gierung unterſtützt haben, ohne ſelbſt dem Miniſterium
änzugehören. Dem Kabinett Herriot haben ſie willig
Gefolgſchaft geleiſtet, gegen das jetzige Kabinett Painleve
dagegen beginnen ſie ſchwierig zu werden, und ein Teil der
Radikalen iſt der Anſicht, daß ſich die Sozialiſten entweder
durch den Eintritt in die Regierung binden müſſen, oder
daß die Regierung die Pflicht hat, ſich durch Hinzunahme
anderer republikaniſcher Gruppen eine ſichere Baſis zu
ſchaffen. Somit bedeuten die Streitigkeiten unter den
Radikalen viel mehr als Parteißzänkereien gewöhnlicher
Art. Sie rühren an die Fundamente der derzeitigen fran
zöſiſchen Koalitionspolitik, und wenn es nicht gelingt, ein
annehmbares Kompromiß zu finden, ſo können ſie leicht
eine Kabinettskriſe heraufbeſchwören, deren Ausgang nicht

ganz ſicher iſt

„Der Schwachbegabte
nach der Schulentlaſſung“

bildete das Leitmotiv mehrerer Referate, die anläßlich der
Tagung des Verbandes der Hilfsſchulen
Deutſchlands, Provinz Sachſen am 43. d.
in Halle im Beiſein einer Reihe
gehalten wurden. Geheimrat Prof. Dr. Ziehen
behandelte dieſe Frage vom erzieheriſchen, pſychologiſchen
und pſychiatriſchen Standpunkt aus, Stadtmedizi
nalra t HDrSchnell vom hygieniſchen und
Hilfsſchulrektor Breitbarth- Halle vom
volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkt aus. Die Nutzbar
machung und Brauchbarmachung der ſchwachbegabten
Volksglieder iſt ſtaatsbürgerliche Pflicht und volkswirt
ſchaftliche Notwendigkeit. Es iſt ein Gebot der Gerechtig
keit, dieſen minder begabten Menſchenkindern mit ihrer
verlangſamten Entwicklung nach der Schulzeit durch ſtaat
liche Einrichtungen, wie Hilfsfortbildungsſchulen und nach
gehender Fürſorge im Sinne unſerer Reichsverfaſſung hel
fend und ſördernd zur Seite zu ſtehen.

Avws der Frauenhewegung

FrauenWohlfahrtspolizei.
Von Martha Dönhoff, M. d. R.

Bei der diesjährigen Beratung des Haushalts des
Wohlſahrts miniſteriums im Preußiſchen Landtag hat die
Frage der weiblichen Polizei eine Rolle geſpielt. Alle
Rednerinnen bezeichnenderweiſe wurde die Ausſprache

kraten für ihre Errichtung ein. Eine Meinungsverſchieden
heit über die Abgrenzung ihrer Befugniſſe auf Minder-
jährige wurde als eine mehr techniſche Angelegenheit erklärt
die durch Verwaltungspraxis und Erfahrung zu entſcheiden
ſei Allgemein war die Auffaſſung des fürſorgeri
ſchen Charakters der neuen Einrichtung, die vor allem
dem Schutz der Jugend und der Frauen vor den ſexuellen
Verſeuchungen und Gefahren der Großſtadt dienen ſoll.
Der Vertreter des Miniſteriums gab der Hoffnung Aus
druck, in abſehbarer Zeit die Verhandlungen mit dem Mi
niſterium des Jnnern über die Einrichtung einer weiblichen

kann, zum Abſchluß zu bringen.
Es verlautet, daß binnen kurzem eine Anzahl Beam

Annen in Berlin den Dienſt aufnehmen werden. Jhnen
iſt eine bedeutſame Aufgabe anvertraut.
Perſonenkreis ſoll ein neuer Geiſt auf dem dunkelſten Ge

führenmanerallgemeinbildung ihrer Lehrer genügt wäre, und

behördlicher Vertreter

m

von den weiblichen Vertretern der Fraktionen beſtritten

Polizet, der die Gefährdeten Fürſorge übertragen werden
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hen und Verworfenheit laſtel der Druck einer falſchen Be zu Stolp einberufen, und Rektor Springborn-Köslin er Külz Dresden ging in ſeinem Referat über Wohnungs-
ſtar ſungsmethode auf den Verſuchen zur Beſſerung Es ſtatteke das Referat, wobei er den Reichsſchulgeſetzentwurf weſen und Mielginsſteuer zunächſt auf das Wohnungspro-
daß z Schluß gemacht werden mit dem Grundſatz der doppel- als ein Ausnahmegeſetz gegenüber den Volksſchullehrern blem in der Vorkriegs und in der Kriegszeit ein, um

nüht Moral, die ſich mit dem Uebel der Proſtitution abfin- Und eine Bedrohung der Zukunft des deutſchen Volkes be dann die große Wohnungsnot, die wir aus der Jnflations
Aue und ſie in ihren Symptomen bei der Frau zu beſtrafen zeichnete Dem Vortrag ſchloß ſich eine ausgedehnte Aus zeit übernommen haben, eingehend zu behandeln. Am
ohne u ſanieren verſucht. Die Bemühungen der weib ſprache an, an der ſich Anhänger der verſchiedenen Parteien dieſes Problem zu löſen, müſſe die Deutſche Demokratiſche
teien n Polizeibeamten, die Gefährdeten zu bewahren, den beteiligten Zum Schluß wurde mit allen gegen zwei Partei Bualitätsarbeit leiſten und jede Jntereſſenpolitik
rheſ enden die helfende Hand zum Auſſtieg zu bieten, müſ Stimmen eine Entſchließung angenommen, die ſchärſſten vermeiden. Die Mietzinsſteuer ſei auf zwei Jahre be
ihe unſruchtbar bleiben, wenn nicht zugleich der Abgrund Einſpruch gegen den Schulgeſetzentwurf erhebt, der die ſchränkt worden, um feſtzuſtellen, wie ſie ſich wirtſchaftlich
and. aller Verantwortungsloſigteit geſchloſſen wird, der in Verfaſſung verletzt, die Hoheitsrechte des Staates über die auswirkt, und welchen Einfluß ſie auf die Mietszinsbil
hon heutigen Auffaſſung der Proſtituterten und ihrer ſtaat Schule aufgibt, Bildung und Ergiehung unter den alleini dung hat. Die Vertertung der Mietszinsſteuer müſſe jedoch
der n Kenlementierung gähnt. Neben ausgezeichneten gen Einfluß der Kirche oder der Weltanſchauungsgeſelle den Hemeinden überlaſſen und dürfe nicht ſiskaliſtert wer
da onlichketten, die mit echt weiblichem Glauben an das ſchaften ſtellt für die Volksſchule ein Ausnahmerecht Den Die auf reiche praktiſche Erfahrungen geſtützten Aus

en e an ihre Aufgabe herangehen, bedarf die neue Ein ſchafft und die rechtliche Stellung des Lehrers aufs führungen fanden großen Beifall. Anſchließend ſprach die
be ung eines ſtarken Rückhalts in der verſtändnisvollen ſchwerſte bedroht preußiſche Landtagsabg. Studienrätin Dr. Klausner-Ber
äre! ar der ſie e e e lin über Stadt und Schule und gab den aus allen obertion Verhandlungen über den Haushalt des Jnnenminiſte 4 ſchleſiſchen Städten erſchienenen, im Kommunallebenoder ms im Landtag zu reden ſein. Das „„Monſtrum ſtehenden Parteifreunden viele Anregungen Für die ober
üldi- Daß Preußen den erſten Verſuch dieſer Neuerung des Reichsſchulgeſetzentwurfs ſchleſiſchen Schulen forderte die Referentin wegen der
noch Ht, iſt zu begrüßen. Er ſollte nicht allein auf dem be Hird auch von den Hadiſchen Deutſchnattonglen verworfen Schwierigkeiten des Deutſch Unterrichts in den erſten Jah
an ers ſchwierigen Boden von Berlin, ſondern gleichzei Auf dem deutſchnationalen Parteito in Mannheim e be e e
kung in anderen Großſtädten unternommen werden, damit ſetzten Septemberſonntag wurde dieſer Entwurf den der borene Oberſchleſier ſein müßten. Zu dem von der Red
eine Beweis für den Wert und die Durchführharkeit der Feutſchnationale Führ r Meer eng Wo ſt nerin ſcharf kritiſterten Reichsſchulgeſetzentwurf fatzten dte
reiſe blichen Polizei nicht gefährdet wird. nannte einſtimmig abgelehnt v die denen e lerree e n eufen „Badiſche Zeitung ſchreibt dazu „Mögen de Meere e e ne ende derte Wege der Volkserziehung teien in Preußen, Bayern, Württeinberg und in anderen n t e erene e e
e Die 22. Hauptverſammlung des Deutſchen Fro- deutſchen Ländern an der dort eingelebten Konfeſſions Schulhoheit beſeiti t da aber die eiſtlich Schulauſſicht
län fü t d Teil innen ſchule feſthalten, in Baden liegt das iel der Rech n e hhen verbandes führte gegen tauſen Teilnehmerinne en en kuren S g a ganze Ziel der auf Amwegen wiedereinführt, die Konfeſſionaliſierung der

SDremen zuſammen unter großer Vetetligung der du ren er t en der e Lehrerbildung ſanktioniert und die durch die Verfaſſung
auf nd die nach dem Abſchluß der e den ung der chriſtlichen Simültanſchule. garantierten ſtaatsbürgerlichen Rechte ſowie die Gewiſ
eiten ſondere Jugendtag veranſtaltete. Nach h et r r ſensfreiheit der Volksſchullehrer aufhebt.“affen ſprache von Frau Lili Droeſcher gab Dr. Charlotte Deutſchnationgal gegen

3 Herufsarbeit in Volkserziehung und Wohlfahrtspflege Empörung der Fertiginduſtrie über die Zölle. Angeſtelltenfragen

d. s Beſtreben e e e et Während die deutſchnationale Preſſe in einſeitiger
eder Kraft zu verleihen, damit vie Kulturmcht Verkretung agrariſcher Anſchauungen nach wie vor diee der a J on e Jollpolitik der Partet als weiſe und ne uhnt Von der Angeſtelltenverſicherung

mit inzelbildern a e en läßt ſich immer weniger verheimlichen, daß man außerhalb Jn ſeinem letzten Seſſionsabſchnitt hat der Reichstag,
techte auch grün n tet Berichte aus Ootenhes an der landwirtſchaftlichen Kreiſe der Partei (die übrigens ſo unerfreulich ſeine Tätigkeit auf anderen Gebieten der
ttiet ſark verlangt d n e e nen Armen endeten obendrein auch nichts weniger als befriedigt ſind), gang Geſetzgebung geweſen iſt, doch ſozialpolitiſch Leiſtungen
hüch hüringen doch, aß man in ehrten Kräften vorhes anders denkt und ſpricht. So wird dem „Reichsdienſt der vollbracht, denen die Anerkennung nicht verſagt werden
Ke och mit dort e n ten buden n Selbſtpes deutſchen Preſſe von einem Schreiben des Kreisvereins ſoll. Es gilt dies, abgeſehen von der Novelle zum Anfall
rium hmen und ſte durch e h als Kindergetine Siegen der Deutſchnationalen Volkspartei Kenntnis gege verſicherungsgeſetz, ganz beſonders für den Ausbau der An
billg ändlich gelten dieſe erenn ber Jugendleiterin ben, das an Schärſe und Heutlichkeit wirklich kaum ekwas geſtelltenverſicherung, ſowie auch für die damit in einem
alere nnen, ſondern mir de He a ne Tangtet der J zu wünſchen übrig läßt. Das Schriftſtück lautet: inneren Zuſammenhang ſtehende zweckmäßigere Ausgeſtal
der Pueee n e n un e Fortbildungsſchulen Und Deutſchnationale Volkspartei, tung der Lohnſteuer. Bei allen dieſen Geſetzen darf die
veder endleiterin an r S en eine Reihe intereſſan Kreisverein Siegen. Siegen, 14. Sept. 1925. demokratiſche Reichstagsfraktion für ſich das Verdienſt in
cdet inderpflegerinnenſchülen et n der Entwigtung be An den Anſpruch nehmen, anregend und teilweiſe führend mitge
ahmne Berichte. Hier iſt e d n a meinheit hoch ſtark be Parteivorſtand wirkt zu haben. Jnsbeſondere war es die eifrige und ſach

u iffen, die das Intereſſe der Allgeme Kerler- z. 5d. des Herrn Br. Winkler verſtändige Mitarbeit des Vorſtehers des Gewerkſchafts
den Häſtigen wird, denn gründliche Vorbildung und Weiter Berlin bundes der Angeſtellten, des demokratiſchen Abg. Guſtavi dung in einem Spegialgebiet iſt für die Jugendleiterin Bernburger Str. Schneider durch die die An eſtelltenverſicherun undn ſorderlich, wenn ſie ihren Aufgaben gerecht werden ſoll. 5 ter Herr Doktor fern e e ntae er. en erwen e Hochverehrter Herr Doktor die Lohnſteuer weſentliche Verbeſſerungen gegenüber demein die Rotwendigkeit, Mütter Abenvkurſen e d Wir bitten Sie, beiliegendes Schreiben an den Reichs bisherigen Zuſtande erfahren haben.

leicht en, trat als dringende Forderung immer wieder in den jnnenminiſter weiterzuleiten und mit aller Entſchiedenheit zu 5 viel Novelle AngeſteltFordergrund, wirken doch wirtſchaftliche Not und Ankennt Unterſtüten. Zu gleicher Jeit machen wir darauf aufmerkſant, urch die letzten Novellen zur ngeſtelltenverſicherung
nicht eruttend innerhalb der Familien Stuttgart zeigte daß die geſamte Fertiginduſtrie und weiterverarbeitende Jndu aus dem Frühjahr und Sommer d. Js. hat dieſer Zweig

le r e wie das Intereſſe der Müt ſtrie Uber die Insuſtriezölle, ſoweit ſie bis jetzt eingeführt ünd, der Sozialverſicherung eine Form erhalten, die wohl für
üs ſiebenjähriger rfahrung, J r empört iſt. Sie ſteht darin eine Bevorzugung der Schwerinduſtrie ſängere Zeit maßgebend ſein wird, und deshalb empfiehlt
durch geineinſame Ausſprachen geweckt wird, und der u Koſten der verarbeitenden IJnduſtrie, die ſie niemals dul Fg d ch d H der Angeſtellt t dIndrang zu den Kurſen iſt außerordentlich groß. den kann. Der Reichsſynditus der verarbeitenden Induſtrie ſich, daß ſich das große Heer der Angeſtellten mit dem

Vortra on Prof. Alois Fiſcher hat nunmehr den Firmen mitgeteilt, daß in Ausſchußberatin- Jnhalt der nunmehr geltenden Beſtimmungen genau ver
J Ausgezeichnete 9rtrage von gen vor allen Dingen die Deutſchnattonate Volkspartei ſich für kraut macht. Das wird nicht beſſer geſchehen können alsd 5 E 9 r 5 2 2 J S 3 9 g h 3h der Nünchen, über die „Formen frühkindlicher Erziehung Hie Schwerindiſtrie eingeſeht, und die weiterverarveitende In durch aufinerkſames Studium einer ſoeben erſchienenen

len nd Prof. Spranger Berlin, „Was hat Peſtalozzi unſerer duſtrie vollſtandig überſehen habe, während die Volkspartet ſich n 5 re meine o überfüllte o len Hingen fur ertete eingeſett habe e ben den er i die den Titel führt. Führer durch die AngeſtellN. Heit ſagen“, gaben in öffentlichen, überfüllten Ver gen f ß geſetzt habe, ja, ztreter Zei zu ſagen un voll Anre ungen handlungen hatte man mehr bei den Demokraten, als bei den tenverſicherung“, und deren Verfaſſer Wilhelm Böſche
ſammlungen eine Fülle wertvoller 8 Deutſchnationalen erreichen können. Die Hieſigen Fabrikanten iſt, einer der ausgezeichnetſten Sachkenner dieſer Materie

n der gehen eben e größten Teil n e (G. D. AzBuchverlag Leipzig, Berlin, Hamburg. Preisſchen 7 t 3 artei angehören oder nahe ſtehen, ſind erſtaunt über die Art s Das vortreſſtt S Halt u d dezie Und Weiſe, wie die deutſchnationale Reichstagsfraktion hier ge Pfa). as vortreffliche Jnha sverzeichnis Und dien Aus Parlamenten und Par eiten handelt hat. Sie machen darauf aufmerkſam, daß die verar guten Tabellen ermöglichen es jedem Laien, ſich aus die

von e Induſtrie e größten Teil e a en d ſem Büchlein ſchnelle und genaue Aufklärung zu verſchafe 2 z Deutſchnattonalen Volkspartei gehört und ihr nahe ſteht, daß fen. Dieſe Aufklärung iſt umſo nötiger, als das Angebar I enkun s aktion dagegen die Schwerinduſtrie erſt in den letzten Jahren teil r da ser eber die Preis Par e r Deutſchnationalen Volkspartei abgeſchwentt ſei Sie ſtelltennerſicherung ges ſeit dem Jahre 1913, ſeitdem es
wirt Hat ſich der Abg. Dr. Fiſcher auf dem demokra ſchen Par machen weiler darauf auſfmertſam daß, falls die Partei ihren Zum erſten Male ins Leben getreten iſt, ſein Geſicht nach
d teitage des Wahlkreiſes Köln- Aachen jüngſt wie folgt ge Standpunkt gegenüber der verarbeitenden Induſtrie nicht äu den verſchiedenſten Richtungen hin weſentlich geändert hat.

äußert „Auch die Oppoſition begrüßt die Abſicht der Re dDert, ſie nicht in der Lage ſind, weiter die Partei zu anter- Es ſei nur an die beträchtliche Erweiterung des Verſicher
e eng die Abſicht. Denn man verſucht, nur die nen und zu wählen. Auch volkswirtſchaftlich iſt es von an Kntreiſes erinnert, ſowie an den Ausbau der Freiwilliſtaat gierung, aber nur die Abſicht. De d geht icht an Seheurer Bedeutung die verarveitende Jnouſttie, die Pro e rch Symptome der Krankheit zu behandeln und geht ni Zent aller Jnduſtriearbeiter beſchäſtigt, zu unterſtützen, denn genverſicherung, an die Beſeitigung der Doppelverſiche
a die Urſache der Krankheit. Bei ſolcher Finanz und Steuer Lir müſſen zur Herſtellung einer aktiven Handelsbilanz unſer rung und die Schaffung der Wanderverſicherung. Eine
z hel olitik muß es doch zu einer Teuerung kommen. So lange e er dee e terte e völlig andere Geſtalt hat die Beitragsentrichtung ange

ochve er Herr T e rer e n nman alſo an dieſer Finanzpolttik feſthält, iſt en nur e ehe en en Sie h nene e r hen ne nommen, indem ſie nicht mehr im Wes der Poſtüberwei
Einbildung, wenn man glaubt, zu einer wir ichen Sen lung der deutſchnationalen Handelsfraktion zu dieſer Frage ſüng, ſondern durch Einkleben von Marken in die Ver
ung der Preiſe zu kommen, um ſo mehr, wenn man noch mitteilen könnten und wenn Sie Jhren gangen Einſtuß darauf ſicherungskarte erfolgt. Auf eine andere Grundlage iſt
gleichzeitig eine ſolche Zollpolitik macht. Da nun am 1. re deren en daß auch die verarbettende Induſtrie auf quch die Leiſtungsberechnung geſtellt worden. Das Ruhe

J 7 S 2gnfe 5 ihre er 8 8 z t ſtOktober die Preisſenkungsaktion, die die e m h e Wie Veregang in der hergrbettenden Juduſtete des hie gehalt ſetzt ſich nicht wer lediglich aus beſtimmten Bruch
Nusſicht geſtellt hat, nicht eingetreten iſt, werden die Kar gen Bezirts ſehr groß iſt, wäre ich Ihnen ſehr dankbar, wenn teilen der gezahlten Beiträge, ſondern aus verſchiedenen
8 kelle ſchuldig gemacht. Dann wird der Groß und Engel Sie mir möglichſt bald eine Antwort zukominen ließen. Mit Beſtandteilen zuſammen, nämlich aus dem feſten Grund

handel herangezogen. Dann heißt es, der iſt es auch nicht, deütſchem Gruß (Anterſchrift) bekrage von 480 Mark und einem Steigerungsſatz von 15
es ſind die böſen Handwerker, es iſt der Mittelſtand, dann Man verſteht es durchaus, daß die verarbeitende Jn Prozent für die ſeit dem 1. Januar 1921 entrichteten Bei
ſind es die Gewerkſchaften, dann ſind es diejenigen die duſtrie ihrem Anmut ſo deutlichen Ausdruck verleiht. Es kräge, wozu beim Vorhandenſein von Kindern noch Kin-

t höhere Lohne haben wollen. Es iſt eine Verhetzung des trifft auch zu, daß ſie ſchon nach der Zahl der von ihr be derzuſchüſſe von je 90 Mark hinzutreten. Durch dieſe Re
n nen gegen den anderen, und das bloß, weil man nicht ſchäftigten Arbeiter Anſpruch auf Berückſichtigung ihrer gelung haben die Ruhegelder in den niederen und mitt

prane den Mut hat, einfach zuzugeben, daß unſere Wirtſchafts Intereſſen hat. Dieſer Anſprüch iſt ihr in der Zeit des leren Géhaltsklaſſen, ſowie vor allem die Hinterbliebenen
politit grundſätzlich falſch iſt. Deswegen werden wir die Kampfes um die Zollvorlage gerade auch von demokrati renten zahlenmäßig eine weſentliche Steigerung gegenüber

n ſen Kampf fortſetzen, nicht nur im Jntereſſe unſerer Par ſcher Seite ſtets ausdrücklich zugebilligt worden. Ja noch den früheren Sätzen erfahren. Schließlich ſei auch noch
t e ſondern im Intereſſe der deutſchen Wirtſchaft und da mehr mit dem Hinweis, daß die Schwerinduſtrie auch auf die völlige Neuorganiſterung der Rechtsſprechungs
e nit wahrhaft im Intereſſe unſeres ganzen Landes Für diesmal wieder auf Koſten der Fertiginduſtrie vorgehe, inſtanzen hingewieſen

Uns handelt es ſich um einen Kampf zur Erhaltung unſe wurde die weiterverarbettende Jnduſtrie aufgefordert, aus Wilhelm Böſche hat ſodann in einem weiteren Schrift
Aen e Freiheit, und auf dieſen Kampf wird die Reichstags ihrer unverſtändlichen Zurückhaltung herauszutreten und hen ſachgemäße Aufklärung auch über die Lohnſteuer ge
Aen fraktion ihre ganze Tätigkeit auf politiſchem und wirt ihre Stimme zu erheben, ſolange es noch Zeit ſei. Das Feben, Dieſe Broſchüure nennt ſich Die Lohnſteuer des

ſchaftlichem Gebiet, wie in der Vergangenheit, ſo auch in geſchah aber nicht. Womit allerdings nichts gegen den hier Angeſtellten (G. DA.Buchverlag Leipzig, Berlin, Ham
un Zukunft, einſtellen Sie weiß, daß dann den wiedergegehenn n en Proteſt geſagt i ſo burg, Preis 80 Pfg.) und behandelt die Lohnſteuerbeſtim
M Kampf führt, um die Freiheit des deutſchen Volkes Lugt in ſeiner kriſtallklaren Sprache trotzdem für ſich ſel e mungen, wie ſie am Oktober in Kraft getreten ſind.

hen G d Reich sſchulgeſetz ber. Die neue e e en e n n e ea en en c 97 J v vom ſozialen Standpunkt aus, ſie wird aber wohl in abſehn l 9 t Kommungalpolitiſche Tagung barer Zeit eine Verbeſſerung erſahren, da die Reichsregie
geam S en wurf in Hberſck leſen rung zur Vorlage eines neuen Geſetzentwurfes mit weiternen ſand jüngſt in Hinterpommern eine ſehr bezeichnende Pro 9 gehenden Ermäßigungen verpflichtet iſt, falls der Lohn-
V teſtv ſtatt aus deren Verlauf ſich ergibt, daß Der Bezirksvorſtand Oberſchleſien der Deutſchen De ſteuerertrag innerhalb der nächſten ſechs Monate überen keſtverſammlung ſtatt, au f ſich erg svor r t en Ge Der Entwurf bis weit in die Kreiſe der Deutſchnationalen mokratiſchen Partei veranſtaltete am letzten Sonntag in 600 Millionen Mark hinausgehen ſollte. was wohl mit
m hinein verurteilt wird und Ablehnung findet. Die Ver Oppeln eine wohlgelungene, gutbeſuchte kommünalpoliti- Sicherheit anzunehmen iſt.

Il

S

die ſikkliche Entartkung einer kranken Zeit, als Leichk

e krtch, Leiterin der Wohlfahrtsſchule Berlin, in ihrem
auptreferate die Richtlinien für den geiſtigen Unterbau

ſammlung war von der Deutſchen Demokratiſchen Partei

Deutſchnational.

ſche Tagung. Reichstagsabgeordneter Bürgermeiſter Dr-
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leere Zug eebung des Wahlrechts
e 8

Die Vertreter der Großinduſtrie, der Großlandwirt
ſchaft und der Hochfinanz in den Rechtsparteien der Parla
mente ſind heftig enkrüſtet, daß ſie nicht gänzlich Ungeſtört
Und unbeobachtet ihre Jntereſſenpolitik betreiben können,
ſondern daß ihnen dabef von manchem ehrlichen Volksver
treter aus dem Beamtenſtande ernſtlich auf die Finger
geſehen wird. Die ihnen naheſtehende Preſſe tobt ſich
deshalb in gehäſſigen Angriffen auf die Beamten aus.
Das Organ des deutſchnationalen Bauernbundes, die
Schwaäbiſche Tageszeitung fordert ſogar allen Ernſtes
die Auſhebung des Wahlrechts für die Begamten. Sie
ſchreibt wörtlich: „Schon längſt wurde die Forderung er
heben, vaß für die Beamten das aktive und paſſive Wahl
recht für die Jeit ihrer Veamtenſchaſt zu ruhen hat.

Die Demokraten wollen die Rechte der Beamken er
weitern, die Rechtsparteien wollen ſie ihnen nehmen. Der
Beamte der deutſchnational wählt, bringt ſich alſo um ſein
Wahlrecht.

8 darnhgedg tetGeorg Bernhard s 50. Geburtstag

Vor einigen Tagen hat der Chefredakteur der „Bo
fiſchen Zeitung Georg Bernhard, ſeinen 50. Ge
burtstag gefeiert. Unſer Blatt bringt dem hervorragen
den Manne, dem gelegentlich ſeines Geburtstages von
namhafter Seite die Anerkennung zuteil wurde, daß er ſich
in erſolgreicher Weiſe für eine Befriedung Europas ein
geſetzt und mit ſtarken Temperament dieſe politiſche Rich
kung vertreten hat, in derſelben Auffaſſung nachträglich
die herzlichſten Glückwünſche dar

Aus den Vereinen

Bezirksvertreter- Tagung
der Deutſchen Demokratiſchen Partei

in Regierungsbezirk Merſeburg.
Der Bezirksverband der Deutſchen Demokratiſchen

Partei hielt am 18. 10. in Halle eine aus allen Kreiſen
des Regierungsbezirkes ſtark beſuchte Vertretertagung ab.
Der Vorſitzende, Amtsleiter Renker, leitete die Ver
handlungen mit einem tiefempfundenen Nachruf für Pro
feſſor Hugo Preuß und für den kürzlich in Könnern
verſtorbenen Kreistagsabgeordneten Julius Heckla un
ein und begrüßte mit Dankesworten den anweſenden
Handelsminiſter Dr. Schreiber. Ueber Wir
kungskreis und Aufgaben des Provinziallandtags und der
Kreistage hielten mit vielem Beifall aufgenommene Vor
kräge Herr Landrat Jimmerm an n Weißenfels und
Herr Zweckverbandsvorſteher Cornely Neu Röſſen
Als Ergebnis der Beratungen für die Provinziallandtags
und Kreistagswahlen beſchloß der Vertretertag nach ein
gehender Ausſprache, für die Provinziallandtagswahl eine
Kandidatenliſte für den ganzen Regierungsbezirk unter
dein Keunwort Deutſche Demokratiſche Par-
tei aufzuſtellen. Für die Kreistagswahl bleibt eine evtl.
Vereinbarung mit anderen Wirtſchaftsgruppen den einzel
nen Kreisorganiſationen überlaſſen. Jn hochintereſſanten
Ausführungen äußerte ſich hierauf Herr Miniſter Dr.
Schreiber über die allgemeine außen und innerpoliti
ſche Lage. Niemand könne in Abrede ſtellen, daß die Ver
handlungen und der Ausgang der Konferenz in Locarno
eine ausgeſprochene Politik des Friedens darſtellen. Jn
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ſinden Sie ſtets bei mir.
Hauptpreis lagen

9 9
Große Auswahl in

Sport und Clubmützen.

Moritz Aoſewiß,

Halle a. S, Steinweg 7.
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Montag, den 2
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6. Oktober 1925,
großen Saale des „Volksparks“

Miniſterirat Salterberg (Berlin)
Vorſitzender des Allg. Deutſchen
Präſtdialmitglied der Deutſchen

III

Zreußen ſei die Zeit ſändiger Kriſen endgültig vorbei
i idierung der Verhältniſſe und damit auch

e fruchtb Regierungsarbeit zu erwarten Zur
Wohnungsſrage ſaßte die Vertret ung einſtim

eine Enſſchltehung, in der u. g. die Förderung einer
Löſung dieſer Leben des deutſchen Volkes dem Par
keivorſtand in Berlin dringlichſt empfohlen wird. Die Ab
haltung eines Landespar

Konſoli

ges wurde ſür Anfang näch
en und dann die anregend

i be
th.

MDMO MHetſche Hemohratiſche Partei in Halle.

Dienstag, Oktober, abends 8 Ahr,
oberen Thaliaſaal

52 e ch nſten Jahres in Ausſicht

im

Tagesordnung
Bericht vom Bezirks-Vertretertag.

2 Kommunalpolitiſcher Vortrag Städtiſche Bauvor
haben).

3. Die Wahlen zum Provinziallandtag.
Durch Punkt 2 der Tagesordnung iſt wiederholt aus

geſprochenen Wünſchen, die zahlreichen Bauvorhaben der
Stadt Halle einer Beſprechung zu unterziehen Rechnung
getragen. Außerdem iſt eine Vereinbarung und Aufklä
rung über die am 29. November ſtattfindenden Wahlen
zum Provinziallandtag dringend notwendig. Es wird
deshalb erwartet, daß möglichſt alle Mitglieder an der
Verſammlung teilnehmen Gäſte können eingeführt wer

den. Der Vorſtand.WEMCGCGCGCcC
Wahlvorſchlag

der Deutſchen Demokratiſchen Partei
im Regierungs-Bezirk Merſeburg

für die am 29. November ſtattfindende Provinzial

S landtagswahl.
Dr. von Krauſe, Paul, Landrat in Suerfurt

2. Renker, Fritz, Amtsleiter, Halle a. d. S.
3. Dr. Kühnlein, Johannes, Kreisarzt, Merſeburg

Zimmermann, Arthur, Landrat in Weißenfels
5. Richter, Friedrich, Kaufmann, Bitterfeld
6. Schierwagen, Franz, Landwirt, SchönewerdaUnſtrut
7. Schmid, Hans, Fabrikant, Sangerhauſen
8. Krauß, Toni, Hausfrau, Naumburg S.
9. Minner, Wilhelm, Oberingenieur, Halle a. de

10. Wunderlich, Wilhelm, Rektor, Falkenberg, Bez. Halle
11. Fricke, Auguſt, Malermeiſter, Paſſendorf
12. Winckler, Guſtav, Lehrer, Eisleben
13. Vehſe, Margarete, Handlungsgehilfin, Halle a. d. S.
14. Koerlin, Kurt, Seminaroberlehrer, Merſeburg
15. Ruhig, Friedrich, Lehrer, Alsleben
16. Juſt, Richard, ZivilJngenieur, Ammendorf
17. Rohloff, Leo, Studienrat, Weißenfels
18. Görner, Carl, Marine-Obermaterialienverwälter

a. D., Herzberg-Elſter
19. Berhold, Emil, Gutsbeſitzer Tagewerben

An unſere Freunde in Stadt und Land!
Die Bedeutung der Wahlen zum Provingziallandtag

und Kreistag reicht über die Prspinz. Sie ſind ent
ſcheidend für das Gewicht unſerer Partei im Landtage. Mit

der demokratiſch gerichteten preußiſchen Regierung aber

Deutschlands größtes Geschaſtshaus für

uns an jede demstratiſhe Entrgkung im Reiche
alſo nicht bloß um die Provinz, es geht um Preu-

hen und das Neich. t
Heragdezu ein politiſcher Akt aber wird die Provinzial

hl dadurch, daß die Provinzen die Hälfte der
Preußens im Reichsrat, und daß ſie ferner dieBePertreter

Mlgieder des Stagtergtes zu wählen Haben.

Die Hemolegtiſche Parter kärnpft: 9
ar eine Steuerverteilung, die die Wirtſchaftsins
n rehkeiten begchtet (Kampf gegen Amſahſteuer und e

falſche Zölle), i2. fur die Freiheit der Selbſtverwaltung Kampf ung De n
den Finanzausgleich),
für eine einfache, von Pürokratie freie, Republi-
kaniſche Verwaltung (Kantpf um eine Verwala
tungsreſorm),

4. ür ein gutes Beamtenrecht,
5. für vie kulturelle Führung des Staates und Be

wahrung des Religionsfriedens (Kampf gegen den
Reichsſchulgeſegentwurf).

Wir verſprechen nicht, wir haltes
Dentt an die Wahlen vom 7. Dezember und an die

Worthrüche der Nechtaparteten! e
a J eWahlen boſten.

Geht einen Veitrag für die Wahlen am 29. November
Ohne Opfer kein Erfolg. Stärkt den Wahlfsnds, jeden
nach ſeinen Kräſten. Auch die kleinſte Spende iſt will

kommen. 5Einzahlungen erbeten an Bankhaus L. Schönlicht,
HalleS., Poſtſtraße Poſtſcheckkonto Leipzig 9923) oder in
der Geſchäftsſtelle Leipzigerſtraße 21.

Während der Wahlarbeit bietet ſich die beſte Gele
genheit, für die Partei zu werben. Stärkt die eigenen
Reihen zum Wohle der Allgemeinheit. Jeder kann in den
nüchſtenn Wochen der Partei ein neues Mitglied zuſühren

Heutſche Demokratiſche Partei
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Deutſche Friedensgeſellſchaft, Halle.
Ueber das Thema „Der Pagzifismus und ſeine Rich

tungen“ ſprach am 17. d. M. Redakteur Habicht. Er
führte etwa folgendes aus Die Sehnſucht der Menſchheit
nach Frieden beſteht ſeit altersher. Aber zur politi
ſchen Forderung würde die Beſeitigung des Krieges erſt
von den 8er Bemokraten erhoben. Aus ihren Be
ſtrebungen iſt ſpäter der organiſatgriſche Pazifismus her
vorgegangen Bertha v. Suttner, Alfred H. Fried, Prof.
Huidde, Prof. Schücking u. a. zählen zu ſeinen Vertretern
Eine zweite Richtung des Paziſfismus iſt die der Kriegs
dienſtgegner. Dieſe lehnen jeden Militärdienſt, überhaupt
jede Unterſtützung des Krieges ab. Schließlich wäre noch

der Vertrag

daß er unabä

eder abgeleht

Die de
tion aber h
un Vertrag
Regierung z

jährelang mi

let immer la

ine dritte Gruppe von Pagiſiſten zu nennen, für die die der Stra
Verwirklichung des Friedens in erſter Linie eine Erzies Gne wal
hungsfrage iſt. Hierher gehören die entſchiedenen Schul e
reſormer und die ethiſchen und kirchlichen Gruppen Die
Deutſche Friedensgeſellſchaft will eine Zuſammenfaſſung Vertrage
der Pazifiſten aller Richtungen ſein. Sie kennt nur ein Ggenteil zu
Ziel die Solidarität der Staaten Herrn Habichts Aus e Abſtcht,
ſührungen wurden mit großem Jntereſſe aufgenommen rklären. Di

n on hatte PWir machen auch an dieſer Stelle auf die öffentliche en zurückgen
Verſammlung am Montag im Volkspark aufmerkſam die endliche

Näheres ſiehe Anzeigenteil. E. W

e e lwogen Dabegenſeite de

ſäterialt S
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iſt ſich jett

maliſten ha
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Verantwortlich für die Schriftleitung: Freda Marie Gräfin zu
Dohna; ſür den Anzeigenteil und Verlag: Deutſche Demo

kratiſche Partei. Sämtlich in Halle.Druck: Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitz ch.
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„Dart., I. M. 2. Etage Canrstunn)
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i in
abends 8 Ahr, ſpricht im

Beamtenbundes und
Friedensgeſellſchaft

über das Thema

I

riedenskartell Halle (Sagale)
Deutſche Friedensgeſellſchaft, Reichsbund der
Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen, Jung
ſozialiſten, Jungdemokraten, Republ. Frauenbund,

Deutſche Liga für Menſchenrechte.
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